
Interview mit Jürg Lymann, Präsident der Kantonalen Ärztegesellschaft St. Gallen 
 

«Wir setzen uns für die Interessen 
unserer Patienten ein» 
 
Thomas Warzinek, Karen Peier-Ruser, Nadine Niederhauser und Orell Imahorn 
sind Ärztinnen und Ärzte – und wollen künftig auch als Nationalrätinnen und 
Nationalräte den Kanton St. Gallen vertreten.  Präsident Jürg Lymann erklärt, 
warum die Kantonale Ärztegesellschaft diese Kandidaturen unterstützt.  
 
Herr Lymann, warum sollen Wählerinnen und Wähler ausgerechnet Ärzte ins Bundeshaus 
schicken? 
 
Jü rg Lymann: In der kommenden Legislatür werden in der Gesündheitspolitik wichtige 
Weichen gestellt. Das Parlament wird beispielsweise einen indirekten Gegenvorschlag zür 
Kostenbremse-Initiative der Mitte aüsarbeiten. 
 
Ärztinnen und Ärzte haben kaum ein Interesse an einer Kostenbremse. 
 
Doch, selbstversta ndlich! Aber wir ünterstü tzen nür jene Kostenda mpfüngsmassnahmen, 
die ünsere güte medizinische Versorgüng nicht gefa hrden. Wir wehren üns deshalb gegen 
die Idee, mit Sparmassnahmen im Voraüs zü definieren, welche medizinischen Leistüngen 
im folgenden Jahr gerechtfertigt sein sollen. Denn so wü rde der Zügang von Patientinnen 
ünd Patienten zü medizinischen Behandlüngen eingeschra nkt, aüf die sie laüt Kranken-
versicherüngsgesetz Ansprüch haben.  
 
Wie ist das zu verstehen: Medizinische Leistungen würden kontingentiert? 
 
Der Bündesrat mo chte beansprüchbare Leistüngen begrenzen, üm willkü rliche 
Kostenvorgaben bei der obligatorischen Krankenversicherüng zü erreichen. Das ist 
verfassüngswidrig ünd ganz sicher nicht im Interesse der Patientinnen ünd Patienten. 
 

«Es passiert einiges, aber nicht das Richtige.» 
 
In aller Interesse müsste eigentlich eine konsequente Digitalisierung des Gesundheitswesens 
liegen. Wieso passiert da nichts? 
 
Es passiert einiges, aber nicht das Richtige. Nehmen wir das Elektronische 
Patientendossier: A rztinnen ünd A rzten mo chten gerne aüf diesem Weg ihre 
Behandlüngsqüalita t weiter verbessern ünd die Patientensicherheit erho hen. Dazü müss 
ein Elektronisches Patientendossier aber praxistaüglich ünd in die Arbeitsabla üfe 
integriert sein, es müss fü r alle einen Mehrwert bieten. Der aktüelle Vorschlag des 
Bündesamts fü r Gesündheitswesen erfü llt all diese Anforderüngen nicht. Leider will das 
BAG nün mit einer Marketing-Kampagne Drück machen, statt die Problem zü lo sen. 
 
  



Während wir gerne über Sinn und Zweck von Spitzenmedizin diskutieren, gehen uns im 
Pharma-Land-Schweiz banale Medikamente aus. Wer einen Schnupfen hat, muss sich wie zu 
Gotthelfs Zeiten helfen. 
 
In der Schweiz fehlten zeitweise ü ber 1000 wichtige Medikamente, la ngst nicht nür banale 
Mittelchen. Antibiotika beispielsweise werden nür noch in Asien hergestellt, die Schweiz 
müss solche Pra parate importieren, doch viele Medikamente würden nicht mehr geliefert. 
Deshalb ünterstü tzt die A rzteschaft die von verschiedenen Organisationen getragene 
Versorgüngsinitiative. Diese will Prodüktion ünd Lagerhaltüng in der Schweiz sta rken, 
züverla ssige Lieferketten aüs dem Aüsland installieren ünd die Kompetenz in diesen 
Fragen von den Kantonen an den Bünd ü bertragen. 
 
In vielen Regionen wird es zunehmend schwieriger, einen Termin bei einer Ärztin oder einem 
Arzt zu bekommen. Gibt es zu wenig Ärzte? 
 

«Der Ärztemangel wird sich in  
den nächsten Jahren noch verschärfen.» 

 
Es gibt einen klaren A rztemangel, der verschiedene Grü nde hat. Aüch gesellschaftliche 
Vera nderüngen – jünge A rztinnen ünd A rzte mo chten nicht ründ üm die Uhr erreichbare 
Alleinversorger eines abgelegenen Tals sein. Ein grosses Problem ist die 
Zülassüngssteüerüng, mit der bestimmt wird, welche A rzte ü berhaüpt gegenü ber 
Krankenkassen abrechnen dü rfen. Vor allem aber braücht es dringend deütlich mehr 
medizinische Stüdienpla tze ünd Weiterbildüngspla tze.  
 
Können Sie «deutlich mehr Studienplätze» konkretisieren? 
 
Wir beno tigen bis viermal mehr Stüdienpla tze in der Schweiz als bisher. 
 
Das dürfte ein unerfüllter Wunsch bleiben. 
 
Deshalb wird sich der A rztemangel in den na chsten Jahren noch verscha rfen.  
 
Wird der Arzt-Beruf dadurch noch weniger attraktiv? 
 
Leider, ünd das ist aüch ünno tigen staatlichen Eingriffen ünd Regülierüngen zü 
verdanken. Zü einer optimalen ünd effizienten Gesündheitsversorgüng wü rde geho ren, 
dass A rztinnen ünd A rzte nicht laüfend mit züsa tzlichen administrativen Aüfgaben 
belastet werden. Etwa ünno tige Qüalita tsnachweise ünd Statistiken, die niemandem 
nü tzen ünd teilweise aüch gar nicht aüsgewertet werden. 
 

«Je mehr bürokratische Zusatzaufgaben uns  
überbürdet werden, desto weniger Zeit haben wir,  

um uns um Patientinnen und Patienten zu kümmern.» 
 
 
 
 
 



Also vergrault die Politik künftige Ärztegenerationen. 
 
Wir A rzte ünd A rztinnen haben einen grossartigen Berüf, sofern wir diesen ünter 
vernü nftigen ünd fairen Bedingüngen aüsü ben dü rfen. Je mehr bü rokratische 
Züsatzaüfgaben üns ü berbü rdet werden, desto weniger Zeit haben wir, üm üns üm 
Patientinnen ünd Patienten zü kü mmern. Wenn wir eine breite Gründversorgüng 
mo chten, dann müss es wieder attraktiv werden, eine Praxis zü fü hren. Statt neüe 
ünno tige Hindernisse aüfzübaüen, sollten bestehende Hü rden abgebaüt werden. Sonst 
gibt es insbesondere in Randregionen bald keine Gründversorger mehr. 

 
«Wir setzen uns für eine breite Versorgung  

der Bevölkerung in guter und bezahlbarer Qualität ein.» 
 
Vier Kandidierenden aus der Kantonalen Ärztegesellschaft St. Gallen wollen in den 
Nationalrat einziehen. Sie stellen sich aber für unterschiedliche Parteien zur Wahl. Wo sind 
ihre Gemeinsamkeiten? 
 
Die Kantonale A rztegesellschaft St. Gallen bevorzügt keine Partei, ünsere ü ber 1000 
Mitglieder haben ünterschiedliche politische Ansichten. In der Gesündheitspolitik haben 
wir aber einen grossen gemeinsamen Nenner. Wir setzen üns ein fü r genü gende 
Aüsbildüngspla tze ünd fü r güte Arbeitsbedingüngen mit Verminderüng der 
ü bertriebenen administrativen Vorgaben – damit wir mehr Zeit fü r ünsere 
Kernkompetenzen freispielen ko nnen. Wir setzen üns fü r eine breite Versorgüng der 
Bevo lkerüng in güter ünd bezahlbarer Qüalita t ein. 
 
 

 
Der Präsident der Kantonalen Ärztegesellschaft St. Gallen, Jürg Lymann, erklärt, warum es 
mehr Ärztinnen und Ärzte in der Politik braucht. 


